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1. Instanz

Aktenzeichen S 7 KR 169/01
Datum 27.05.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 4 KR 37/03
Datum 08.06.2004

3. Instanz

Datum -

Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts Potsdam vom 27.
Mai 2003 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die Beklagte hat der KlÃ¤gerin auch die
auÃ�ergerichtlichen Kosten des Berufungsverfahrens zu erstatten. Die Revision wird
nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin wendet sich gegen die Beendigung der freiwilligen Mitgliedschaft zum
15. September 2001.

Die KlÃ¤gerin, die seit 1992 als selbstÃ¤ndige Versicherungsmaklerin tÃ¤tig ist, ist
bei der Beklagten seit dem 01. Juni 1993, ab 01. Januar 2001 ohne Anspruch auf
Krankengeld, freiwillig krankenversichert.
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Mit Bescheid vom 18. Juli 2001 forderte die Beklagte die KlÃ¤gerin auf, innerhalb
einer Woche 497,56 DM fÃ¼r den Beitragsmonat Juni 2001 zu zahlen. Dieser Betrag
setzte sich zusammen aus dem Krankenversicherungsbeitrag von 433,44 DM, dem
Beitrag zur Pflegeversicherung von 57,12 DM, einem SÃ¤umniszuschlag von 4,00
DM und einer MahngebÃ¼hr von 3,00 DM. Der Bescheid enthÃ¤lt auÃ�erdem die in
kursiver Schrift gehaltene Mitteilung: "Beachten Sie bitte auch die beigefÃ¼gten
Hinweise zur Rechtslage, die Gegenstand dieses Bescheides sind. Unter "Folgen des
Zahlungsverzuges" wird auf Seite 2 des Bescheides unter Bezeichnung der
Rechtsvorschriften Folgendes ausgefÃ¼hrt: Die freiwillige Mitgliedschaft in der
Krankenversicherung und die Mitgliedschaft der in der Pflegeversicherung
Weiterversicherten endet kraft Gesetzes mit Ablauf des nÃ¤chsten Zahltages, wenn
fÃ¼r zwei Monate die fÃ¤lligen BeitrÃ¤ge nicht entrichtet wurden. Die
Pflegeversicherung bei der KaufmÃ¤nnischen Krankenkrasse endet mit Ablauf des
Tages, an dem die freiwillige Mitgliedschaft in der Krankenversicherung endet.
Daraus ergeben sich folgende Konsequenzen:

1. Sofortiger Verlust des Versicherungsschutzes, auch fÃ¼r die AngehÃ¶rigen in der
Familienversicherung.

2. Eine erneute freiwillige Mitgliedschaft in der gesetzlichen Krankenversicherung ist
in aller Regel nicht mÃ¶glich.

3. Verlust des Pflegeversicherungsschutzes, auch fÃ¼r die AngehÃ¶rigen in der
Familienversicherung.

Mit weiterem Bescheid vom 16. August 2001 forderte die Beklagte die KlÃ¤gerin
auf, 497,56 DM fÃ¼r den Beitragsmonat Juli 2001 mÃ¶glichst innerhalb einer Woche
zu zahlen.

Der Bescheid enthielt auÃ�erdem folgende Hinweise:

Unsere gesamte Forderung betrÃ¤gt damit einschlieÃ�lich der bereits
angeforderten und noch nicht beglichenen RÃ¼ckstÃ¤nde 995,12 DM.

"Bitte bedenken Sie:" Ihre KKH-Mitgliedschaft â�� und damit ihr
Versicherungsschutz in der Kranken- und Pflegeversicherung â�� endet kraft
Gesetzes und unwiderruflich zum 15. September 2001, wenn Sie ihre
Beitragsschulden bis dahin nicht ausgeglichen haben. In der gesetzlichen
Krankenversicherung kÃ¶nnen sie sich danach nicht mehr weiterversichern, auch
wenn sie die BeitrÃ¤ge spÃ¤ter nachzahlen.

â�¦

Bitte lesen Sie unbedingt auch die nÃ¤chste Seite dieses Bescheides; sie enthÃ¤lt
wichtige Hinweise zur Rechtslage und zu den rechtlichen Folgen.

Auf Seite 2 des Bescheides werden dieselben Hinweise hinsichtlich der Folgen des
Zahlungsverzuges wie im Bescheid vom 18. Juli 2001 gegeben.
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Die Verwaltungsakte der Beklagten enthÃ¤lt im Anschluss an den Bescheid vom 16.
August 2001 folgenden Vermerk:

"Mitglied kommt am 21. August 2001 in die GeschÃ¤ftsstelle und zahlt 1 Â½
BeitrÃ¤ge ein."

Eine von der KlÃ¤gerin am 28. August 2001 veranlasste BankÃ¼berweisung in
HÃ¶he von 497,56 DM an die Beklagte schlug wegen Angabe einer falschen
Kontonummer fehl.

Mit weiterem Beitragsbescheid vom 18. September 2001 forderte die Beklagte die
KlÃ¤gerin auf, einen Betrag von 497,56 DM fÃ¼r den Beitragsmonat August 2001
innerhalb einer Woche zu zahlen.

Zugleich stellte die Beklagte mit weiterem Bescheid vom 18. September 2001 das
Ende der freiwilligen Mitgliedschaft in der Krankenversicherung und der
Pflichtversicherung in der gesetzlichen Pflegeversicherung zum Ablauf des 15.
September 2001 fest. Die freiwillige Mitgliedschaft in der Krankenversicherung ende
mit Ablauf des nÃ¤chsten Zahltages, wenn fÃ¼r zwei Monate die fÃ¤lligen
BeitrÃ¤ge trotz Hinweises auf die Folgen nicht entrichtet worden seien. Die
KlÃ¤gerin habe die BeitrÃ¤ge nicht gezahlt. Sie sei mit den Bescheiden vom 18. Juli
2001 und 16. August 2001 jeweils auf die Folgen der fehlenden Beitragszahlung
hingewiesen worden.

Mit dem dagegen eingelegten Widerspruch machte die KlÃ¤gerin geltend, der
Bescheid vom 16. August 2001 sei zusammen mit dem Bescheid vom 18.
September 2001 erst am 19. September 2001 zugegangen. Der Zahlungstermin sei
zu diesem Zeitpunkt bereits abgelaufen gewesen. Sie habe nunmehr am 19.
September 2001 995,12 DM Ã¼berweisen. Im Ã�brigen habe sie bereits nach Erhalt
des Schreibens vom 27. August 2001 am 28. August 2001 einen weiteren Betrag
von 497,56 DM bar bei der Postbank eingezahlt, der jedoch aufgrund der von ihr
unrichtig eingetragenen Kontonummer bei der Beklagten nicht angekommen sei,
wie ein Nachforschungsauftrag ergeben habe.

Mit Widerspruchsbescheid vom 09. November 2001 wies die Beklagte den
Widerspruch zurÃ¼ck: Die KlÃ¤gerin sei mit den Bescheiden vom 18. Juli 2001 und
16. August 2001 auf die RÃ¼ckstÃ¤nde und die mÃ¶glichen Folgen der
Nichtzahlung der BeitrÃ¤ge aufmerksam gemacht worden. ZusÃ¤tzlich habe sich
die GeschÃ¤ftsstelle Brandenburg mit der KlÃ¤gerin zweimal telefonisch in
Verbindung gesetzt, um auf das mÃ¶gliche Ende der Mitgliedschaft hinzuweisen.
Die KlÃ¤gerin habe aufgrund dessen im Juni 2001 umgehend den Ausgleich des
gesamten RÃ¼ckstandes zugesagt. Nach einem erneuten Anruf im August 2001
habe sie erklÃ¤rt, am 21. August 2001 persÃ¶nlich in der GeschÃ¤ftsstelle die
BeitrÃ¤ge fÃ¼r 1 Â½ Monate einzahlen zu wollen. Daran habe sie sich jedoch nicht
gehalten. Der Vortrag, den Bescheid vom 16. August 2001 erst zusammen mit dem
Bescheid vom 18. September 2001 Ã¼ber das Ende der Mitgliedschaft erhalten zu
haben, sei als Schutzbehauptung zurÃ¼ckzuweisen. Es widerspreche der
allgemeinen Lebenserfahrung, dass Schreiben, die zentral gedruckt wÃ¼rden und
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am selben Tag automatisch zum Postversand gelangten, erst mit einem Ã¼ber
einen Monat datierten Schreiben bei den Mitgliedern eingingen.

Dagegen hat die KlÃ¤gerin am 29. November 2001 beim Sozialgericht Potsdam
Klage erhoben.

Es sei unzutreffend, dass sich die Beklagte mit der KlÃ¤gerin zweimal telefonisch in
Verbindung gesetzt habe, um auf das mÃ¶gliche Ende der Mitgliedschaft wegen der
rÃ¼ckstÃ¤ndigen BeitrÃ¤ge nochmals hinzuweisen. Richtig sei lediglich, dass die
KlÃ¤gerin nach Erhalt des Bescheides vom 18. September 2001 bei der Beklagten
angerufen und mitgeteilt habe, dass der geforderte Betrag in HÃ¶he von 497,56 DM
bereits am 28. August 2001 von ihr Ã¼berwiesen worden sei. Es gebe auch keine
allgemeine Lebenserfahrung dahin, dass die Postlaufzeiten entsprechend der Post-
Universaldienstleistungsverordnung vom 15. Dezember 1999 nicht Ã¼berschritten
wÃ¼rden. Jedenfalls seien VerzÃ¶gerungen der BriefbefÃ¶rderung nicht der
KlÃ¤gerin zuzurechnen. Soweit die Beklagte meine, die KlÃ¤gerin sage hinsichtlich
des Zugangs des Bescheides vom 16. August 2001 nicht die Wahrheit, mÃ¶ge sie
dies beweisen.

Mit Urteil vom 27. Mai 2003 hat das Sozialgericht antragsgemÃ¤Ã� den Bescheid
vom 18. September 2001 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 09.
November 2001 aufgehoben und festgestellt, dass die KlÃ¤gerin Ã¼ber den 15.
September 2001 hinaus freiwilliges versichertes Mitglied der Beklagten ist: Die in
den Beitragsbescheiden enthaltenen allgemeinen Hinweise mit Abdruck des
Gesetzestextes genÃ¼gten nicht den Anforderungen an einen ordnungsgemÃ¤Ã�en
Hinweis auf die Folgen des Zahlungsverzuges. Der Hinweis auf die Verzugsfolgen
mÃ¼sse ausdrÃ¼cklich und individuell erfolgen. Er mÃ¼sse auch vollstÃ¤ndig und
rechtlich zutreffend sein. Des Weiteren mÃ¼sse der Versicherte in die Lage versetzt
werden, ohne Zeitverlust, der bei Zweifeln Ã¼ber die Rechtslage entstehen kÃ¶nne,
zur Erhaltung seines Versicherungsschutzes tÃ¤tig zu werden. Dies erfordere
schlieÃ�lich, dass die textliche und drucktechnische Gestaltung des Hinweises den
schwerwiegenden Folgen des Verzuges, nÃ¤mlich den Verlust des
Versicherungsschutzes einschlieÃ�lich der Familienversicherung und der
MÃ¶glichkeit erneuter freiwilliger Versicherung, Rechnung trage. Diesen
Anforderungen genÃ¼gten die Hinweise der Beklagten nicht. Keiner dieser
Bescheide enthalte den ausdrÃ¼cklichen Hinweis auf ein beziffertes mÃ¶gliches
Ende der Mitgliedschaft und deren Folgen. Die Gestaltung des Hauptteils der
Beitragsbescheide gebe auch keinen hinreichenden Fingerzeig, dass gravierende
Folgen zu erwarten seien. Die Bitte um Beachtung der beigefÃ¼gten Hinweise
werde der Bedeutung der Folgen fÃ¼r den Versicherten nicht gerecht. Nach der
Lebenserfahrung werde der durchschnittliche Leser eines solchen Bescheides eher
keinen Anlass sehen, sich mit den anliegenden kleingedruckten Hinweisen auf die
Rechtslage eingehend auseinander zu setzen. Auch die Bitte nach Begleichung der
Forderung innerhalb einer Woche, ohne dies gestalterisch oder textlich in
Zusammenhang mit Â§ 191 Nr. 3 Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch (SGB V) und den
Folgen zu setzen, genÃ¼ge nicht, den Versicherten die Situation hinreichend
deutlich vor Augen zu fÃ¼hren. Die Formulierung, dass die beigefÃ¼gten Hinweise
Gegenstand des Bescheides seien, sei ebenfalls nicht geeignet, die "Neugier" des
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Lesers auf diese Hinweise zu erhÃ¶hen. Es sei auch davon auszugehen, dass die
KlÃ¤gerin diese Hinweise nicht gelesen habe. Die Beitragsbescheide enthielten
zudem keinen Hinweis darauf, dass nunmehr zwei Monate fÃ¤llig seien.
AusdrÃ¼cklich hÃ¤tte auch der Hinweis erfolgen mÃ¼ssen, dass die Mitgliedschaft
zum 15. September 2001 enden werde. Der Bundesgerichtshof (BGH) stelle an die
Belehrung, die sich nach der Parallelvorschrift des Â§ 39 Abs. 1
Versicherungsvertragsgesetz (VVG) ergebe, ebenfalls sehr hohe Anforderungen.

Gegen das ihr am 21. Juli 2003 zugestellte Urteil richtet sich die am 04. August
2003 eingelegte Berufung der Beklagten.

Sie trÃ¤gt vor: Bei dem Beitragsbescheid vom 16. August 2001 handele es sich um
ein maschinell erstelltes Schreiben. Dies sei durch Eingabe in die EDV im zentralen
Druck erzeugt und versandt worden. Ein Aussortieren von Hand der maschinell
gedruckten und zum Versand gebrachten Schreiben sei aufgrund der Menge der
tÃ¤glich erzeugten Schreiben und der Tatsache, dass diese in der Hauptverwaltung
und nicht vor Ort in der Niederlassung gedruckt wÃ¼rden, nicht mÃ¶glich. Der
maschinelle Versand werde im GeschÃ¤ftsvorfall "FONA" lÃ¼ckenlos dokumentiert
und kÃ¶nne nicht gelÃ¶scht werden. Es sei somit nahezu unmÃ¶glich und vÃ¶llig
lebensfremd, dass die KlÃ¤gerin den Bescheid vom 16. August 2001 zusammen mit
dem Bescheid vom 18. September 2001 Ã¼ber einen Monat spÃ¤ter erhalten habe.
Der Bescheid vom 18. September 2001 werde nicht zentral in der Hauptverwaltung,
sondern dezentral vor Ort gedruckt, da er vom Sachbearbeiter zu unterschreiben
sei. Der Hinweis auf die Verzugsfolgen sei im Beitragsbescheid vom 16. August
2001 ausdrÃ¼cklich und individuell erfolgt.

FÃ¼r den Tag des Zuganges des Bescheides vom 16. August 2001 kÃ¶nne die
Beklagte keinen Beweis erbringen. Es sei jedoch davon auszugehen, dass die
KlÃ¤gerin diesen Bescheid bereits vor dem 19. September 2001 und sogar vor dem
28. August 2001 erhalten habe. So habe die KlÃ¤gerin auf telefonische Anfrage
mitgeteilt, dass sie am 21. August 2001 in die GeschÃ¤ftsstelle kommen und 1 Â½
Monate BeitrÃ¤ge einzahlen werde. Zudem habe sie am 28. August 2001 einen
Betrag von 497,56 DM zur Weiterleitung bar bei der Post eingezahlt. Diesen Betrag
habe sie ausschlieÃ�lich dem Bescheid vom 16. August 2001 und nicht dem
Schreiben vom 27. August 2001, in dem Ã¼ber den Beitrag ab 01. September 2001
von 490,56 DM monatlich informiert worden sei, entnehmen kÃ¶nnen.

Die Beklagte hat AuszÃ¼ge aus "FONA" vorgelegt.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Potsdam vom 27. Mai 2003 aufzuheben und die Klage
abzuweisen.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.
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Sie hÃ¤lt das erstinstanzliche Urteil fÃ¼r zutreffend. Der Hinweis im
Beitragsbescheid vom 16. August 2001 auf die rechtlichen Konsequenzen des
BeitragsrÃ¼ckstandes sei nicht drucktechnisch hervorgehoben und werde der
Bedeutung damit nicht gerecht. Es treffe auch nicht zu, dass die KlÃ¤gerin
ausschlieÃ�lich dem Bescheid vom 16. August 2001 die HÃ¶he der
Beitragsforderung habe entnehmen kÃ¶nnen. WÃ¤re ihr der Bescheid vom 16.
August 2001 tatsÃ¤chlich frÃ¼her zugegangen, hÃ¤tte sie einen Beitrag in HÃ¶he
von 995,12 DM und nicht lediglich, wie von der Beklagten behauptet, fÃ¼r 1 Â½
Monate gezahlt.

Der Senat hat Beweis erhoben durch uneidliche Vernehmung des Holger Rohloff als
Zeugen. Wegen des Ergebnisses der Beweisaufnahme wird auf Anlage 1 zur
Sitzungsniederschrift vom 08. Juni 2004 verwiesen. Wegen der weiteren
Einzelheiten des Sach- und Streitstandes sowie des weiteren Vorbringens der
Beteiligten wird auf den Inhalt der Gerichtsakten und der beigezogenen
Verwaltungsakte der Beklagten ( â�¦), der Gegenstand der mÃ¼ndlichen
Verhandlung gewesen ist, Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung ist unbegrÃ¼ndet.

Das Sozialgericht hat zutreffend entschieden, dass die freiwillige Mitgliedschaft
nicht zum 15. September 2001 beendet worden ist. Der Bescheid vom 18.
September 2001 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 09. November
2001 ist rechtswidrig und verletzt die KlÃ¤gerin in ihren Rechten. Es ist nicht
nachgewiesen, dass die Beklagte die KlÃ¤gerin auf die Folgen der unterlassenen
Zahlung rechtzeitig hingewiesen hat. Im Ã�brigen ist der erteilte Hinweis auch
unzutreffend.

Nach Â§ 191 Nr. 3 SGB V endet die freiwillige Mitgliedschaft mit Ablauf des
nÃ¤chsten Zahltages, wenn fÃ¼r 2 Monate die fÃ¤lligen BeitrÃ¤ge trotz Hinweises
auf die Folgen nicht entrichtet wurden.

Voraussetzung dafÃ¼r, dass die genannte Rechtsfolge eintritt, ist, dass der
entsprechende Hinweis vor Ablauf des nÃ¤chsten Zahltages erfolgt.

Es ist jedoch nicht bewiesen, dass die KlÃ¤gerin rechtzeitig vor dem 15. September
2001 auf die Rechtsfolge hingewiesen wurde. Da dieser Hinweis im Bescheid vom
16. August 2001 enthalten war, kommt es auf den Zeitpunkt der Bekanntgabe
dieses Bescheides an.

Nach Â§ 37 Abs. 2 SGB X gilt ein schriftlicher Verwaltungsakt, der durch die Post im
Geltungsbereich dieses Gesetzbuches Ã¼bermittelt wird, mit dem dritten Tag nach
der Aufgabe zur Post als bekannt gegeben, auÃ�er wenn er nicht oder zu einem
spÃ¤teren Zeitpunkt zugegangen ist; im Zweifel hat die BehÃ¶rde den Zugang des
Verwaltungsaktes und den Zeitpunkt des Zuganges nachzuweisen.
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Der danach erforderliche Nachweis ist vorliegend nicht gefÃ¼hrt. Die von der
Beklagten vorgetragenen Tatsachen sprechen nicht notwendigerweise dafÃ¼r, dass
die KlÃ¤gerin den Bescheid vom 16. August 2001 vor dem 19. September 2001
erhalten hat.

Der Senat geht hierbei davon aus, dass, wie von der Beklagten vorgetragen, der
Bescheid vom 16. August 2001 noch am selben Tag zur Post aufgegeben wurde.
Dies wird aus dem vorgelegten Auszug aus "FONA" belegt, denn dort ist unter dem
Druckdatum 16. August 2001 BeitragsrÃ¼ckstÃ¤nde â�� 2. Mahnstufe" vermerkt.
Entgegen der Ansicht der Beklagten gibt es jedoch keinen allgemeinen
Erfahrungssatz dahingehend, dass ein zur Post aufgegebenes Schreiben innerhalb
eines bestimmten Zeitraumes den EmpfÃ¤nger erreicht. Der so genannte
Anscheinsbeweis, mit dem bestimmte typische GeschehensablÃ¤ufe, die im
Einzelfall mit den Ã¼blichen Beweismitteln schwer beweisbar sind, nachgewiesen
werden kÃ¶nnen, kommt hier nicht in Betracht (ZÃ¶ller, Zivilprozessordnung, 20.
Auflage, vor Â§ 284 Rdnr. 29, 31 unter Hinweis auf BGH 24, 313, 308 zur Absendung
einer Einschreibsendung), denn ein Geschehensablauf, der ansonsten nur schwer
bewiesen werden kÃ¶nnte, liegt schon nicht vor. Die Beklagte hÃ¤tte sich zum
Nachweis des Zugangs des Bescheides vom 16. August 2001 einer fÃ¶rmlichen
Bekanntgabe durch Zustellung bedienen kÃ¶nnen.

Es bestehen auch Zweifel im Sinne des Â§ 37 Abs. 2 Satz 2 SGB X daran, dass der
Bescheid vom 16. August 2001 der KlÃ¤gerin vor dem 15. September 2001 bekannt
gegeben wurde. Nach dem Vortrag der KlÃ¤gerin ging ihr der Bescheid vom 16.
August 2001 erst am 19. September 2001 zu. Die Beklagte hat demgegenÃ¼ber
keine Tatsachen vorgetragen, die dagegen sprechen.

Die KlÃ¤gerin verweist zutreffend darauf, dass sich die HÃ¶he der am 28. August
2001 veranlassten Zahlung von 497,56 DM bereits aus dem Bescheid vom 18. Juli
2001 ergibt. Insoweit musste ihr daher der Bescheid vom 16. August 2001 zu
diesem Zeitpunkt noch nicht vorliegen. Auch der in der Verwaltungsakte der
Beklagten niedergelegte Vermerk, wonach die KlÃ¤gerin am 21. August 2001 in die
GeschÃ¤ftsstelle kommen und BeitrÃ¤ge fÃ¼r 1 Â½ Monate zahlen wolle, deutet
nicht notwendigerweise darauf hin, dass der KlÃ¤gerin zu diesem Zeitpunkt der
Bescheid vom 16. August 2001 bekannt gegeben war. Mit diesem Bescheid wurden
nÃ¤mlich BeitrÃ¤ge fÃ¼r zwei Monate und nicht lediglich fÃ¼r 1 Â½ Monate
gefordert. Es ist daher nicht ausgeschlossen, dass die KlÃ¤gerin aus eigenem
Entschluss und unabhÃ¤ngig vom Bescheid vom 16. August 2001 Teile ihrer
Beitragsschuld begleichen wollte.

Legen daher bestimmte feststehende und bewiesene Tatsachen nicht nahe, dass
ein Verwaltungsakt bereits vor dem vom EmpfÃ¤nger genannten Zeitpunkt bekannt
gegeben wurde, bestehen insoweit Zweifel, so dass die BehÃ¶rde den Zugang
nachweisen muss.

Der rechtzeitige Zugang des Bescheides vom 16. August 2001 ist auch nicht durch
sonstige Beweismittel bewiesen. Der vom Senat vernommene Zeuge Rohloff hat
sich nicht mehr an das Telefonat vom 20. August 2001 mit der KlÃ¤gerin erinnern
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kÃ¶nnen. Weitere Ã¼ber den Vermerk hinausgehende Tatsachen hat er nicht
benennen kÃ¶nnen. Insbesondere hat er nicht bestÃ¤tigen kÃ¶nnen, dass die
KlÃ¤gerin sich damals auf den Bescheid bezogen hat, also zu diesem Zeitpunkt
bereits den Bescheid vom 16. August 2001 in HÃ¤nden hatte.

Der von der Beklagten im Bescheid vom 16. August 2001 gegebene Hinweis auf die
Rechtsfolge des Â§ 191 Nr. 3 SGB V ist im Ã�brigen zwar ausreichend, hinsichtlich
der BeitragshÃ¶he jedoch fehlerhaft gewesen.

Das Sozialgericht ist zutreffend unter Hinweis auf die Rechtsprechung des Senats
vom 30. April 1997 â�� L 4 KR 2/95 davon ausgegangen, dass der Hinweis auf die
Rechtsfolgen ausdrÃ¼cklich und individuell erfolgen muss. Er muss vollstÃ¤ndig
und rechtlich zutreffend sein. Der Versicherte muss aufgrund des Hinweises
unmittelbar in der Lage sein zu erkennen, dass er tÃ¤tig werden muss, um seinen
Versicherungsschutz zu erhalten. Der Rechtsfolgenhinweis dient nicht dazu, die
Beendigung der Mitgliedschaft herbeizufÃ¼hren; er soll im Gegenteil dies gerade
verhindern. Dem Versicherten soll der Ernst der Lage vor Augen gefÃ¼hrt werden
und ihm soll aufgezeigt werden, was von ihm konkret in der vorliegenden Situation
zur Vermeidung der gesetzlich vorgesehenen Folgen verlangt wird. Der Versicherte
soll in Kenntnis der ihm drohenden Folgen seine Haltung Ã¼berdenken und durch
die spÃ¤tere Entscheidung nicht Ã¼berrascht werden. Dies erfordert schlieÃ�lich,
dass die textliche und drucktechnische Gestaltung des Hinweises den
schwerwiegenden Rechtsfolgen, nÃ¤mlich dem Verlust des Versicherungsschutzes
einschlieÃ�lich der Familienversicherung und der regelmÃ¤Ã�igen UnmÃ¶glichkeit
einer erneuten freiwilligen Versicherung, Rechnung trÃ¤gt.

Entgegen der Ansicht des Sozialgerichts erfÃ¼llt jedoch der Hinweis im Bescheid
vom 16. August 2001 grundsÃ¤tzlich die genannten Anforderungen.

Aus dem Bescheid wird eine Gesamtforderung ersichtlich.

Die Ansicht des Sozialgerichts, der Bescheid vom 16. August 2001 enthalte kein
beziffertes mÃ¶gliches Ende der Mitgliedschaft, vermag der Senat nicht
nachzuvollziehen. Im Bescheid vom 16. August 2001 wird vielmehr gerade der "15.
September 2001" ausdrÃ¼cklich als der Zeitpunkt bezeichnet, zu dem die
Mitgliedschaft endet, wenn die Beitragsschulden bis dahin nicht ausgeglichen sind.
Entgegen der Auffassung des Sozialgerichts wird dort auch die Rechtsfolge deutlich.
Es wird nÃ¤mlich darauf hingewiesen, dass der Versicherungsschutz in der Kranken-
und Pflegeversicherung zu diesem Zeitpunkt endet und auch eine
Weiterversicherung nicht mehr mÃ¶glich ist, selbst wenn die BeitrÃ¤ge noch nach
dem 15. September 2001 nachgezahlt wÃ¼rden.

Die Beklagte hat damit einerseits die schwerwiegenden Rechtsfolgen deutlich
gemacht, nÃ¤mlich den unwiderruflichen Verlust des Versicherungsschutzes.

Sie hat andererseits den Zeitpunkt des 15. September 2001 konkret benannt, zu
dem diese Rechtsfolge eintritt.
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Sie hat zum dritten der KlÃ¤gerin aufgezeigt, was diese unternehmen muss, dass
die genannte Rechtsfolge vermieden wird, nÃ¤mlich den RÃ¼ckstand bis zum 15.
September 2001 zu zahlen. Der weitere Hinweis, dass dies mÃ¶glichst innerhalb
einer Woche nach Erhalt dieses Schreibens geschehe solle, stellt sicher, dass die
Zahlung so rechtzeitig erfolgt, dass sie auch spÃ¤testens am 15. September 2001
bei der Beklagten eingeht. Ob es dieses Hinweises bedurft hÃ¤tte, kann
dahinstehen. Er erweist sich jedenfalls nicht als fehlerhaft oder irrefÃ¼hrend.

Sind somit jedoch die wesentlichen Merkmale, die ein Hinweis nach Â§ 191 Nr. 3
SGB V enthalten muss, auf der ersten Seite des Bescheides vom 16. August 2001
dargestellt, so durfte sich die Beklagte damit begnÃ¼gen, hinsichtlich der Folgen
des Zahlungsverzuges im Einzelnen auf die Seite 2 des Bescheides zu verweisen.
Dies ist schon deswegen ausreichend gewesen, weil im Wesentlichen dort die
Rechtsfolgen lediglich unter Angabe der Rechtsvorschriften wiederholt werden.

Der Hinweis auf die Rechtsfolge des Â§ 191 Nr. 3 SGB V ist schlieÃ�lich auch textlich
und drucktechnisch ausreichend gestaltet. Dazu bedarf es nicht der optischen
Hervorhebung all der Merkmale, die der Rechtsfolgenhinweis enthalten muss. Dies
wÃ¼rde letztlich nÃ¤mlich bedeuten, dass der gesamte Text auf Seite 1 des
Bescheides vom 16. August 2001 besonders gestaltet werden mÃ¼sste, weil dort
die erforderlichen Merkmale enthalten sind. Damit kÃ¶nnte jedoch der Zweck des
Hinweises nicht besser erreicht werden. Soweit das Sozialgericht offensichtlich
meint, die auf Seite 2 des Bescheides genannten "Folgen des Zahlungsverzuges"
mÃ¼ssten in unmittelbarem Bezug und damit auch in textlicher NÃ¤he zum
Hauptteil des Bescheides vom 16. August 2001, also auf dessen Seite 1,
aufgenommen werden, wird verkannt, dass damit der Rechtsfolgenhinweis nicht
deutlicher und klarer wird. WÃ¼rden die unter "Folgen des Zahlungsverzuges"
gemachten AusfÃ¼hrungen auf Seite 1 des Bescheides Ã¼bernommen, mÃ¼sste
der Text kleiner gestaltet werden, um dort alles erfassen zu kÃ¶nnen.
ErfahrungsgemÃ¤Ã� fÃ¼hren jedoch, wie das Sozialgericht im Ã�brigen selbst
erkennt, kleingedruckte Hinweise eher nicht dazu, dass sie von Versicherten
gelesen werden. Angesichts dessen wird der Zweck des Rechtsfolgenhinweises eher
dadurch erreicht, dass in knappen Worten die wesentlichen Merkmale auf Seite 1
eines Bescheides dargestellt werden und im Ã�brigen auf nachfolgende Seiten bzw.
Anlagen Bezug genommen wird. Werden so dem Versicherten bereits auf der 1.
Seite eines Bescheides die Rechtsfolgen deutlich, ist damit zugleich die "Neugier"
des Lesers auf die weiteren und in die Einzelheiten gehende Hinweise auf
nachfolgenden Seiten bzw. Anlagen hinreichend geweckt. Wenn, wovon das
Sozialgericht ausgeht, die KlÃ¤gerin die Hinweise nicht gelesen haben sollte, so
geht dies grundsÃ¤tzlich zu ihren Lasten.

Erstellt am: 16.08.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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